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Gesetz  
zur Änderung der  

Gemeindeordnung, Landkreisordnung, Bezirksordnung und  
weiterer Gesetze zur  

Bewältigung der Corona-Pandemie

vom 9. März 2021

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen-
de Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht 
wird:

§ 1

Änderung der  
Gemeindeordnung

Die Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes 
vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 350) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. Nach Art. 47 wird folgender Art. 47a eingefügt:

„Art. 47a

Sitzungsteilnahme durch  
Ton-Bild-Übertragung

(1) 1Gemeinderatsmitglieder können an den Sit-
zungen des Gemeinderats mittels Ton-Bild-Übertra-
gung teilnehmen, soweit der Gemeinderat dies in der 
Geschäftsordnung zugelassen hat. 2Der Beschluss 
bedarf einer Zweidrittelmehrheit der abstimmenden 
Mitglieder des Gemeinderats. 3Zugeschaltete Ge-
meinderatsmitglieder gelten in diesem Fall als anwe-
send im Sinn von Art. 47 Abs. 2. 4Der Gemeinderat 
kann die Anzahl der in einer Sitzung zuschaltbaren 
Gemeinderatsmitglieder in der Geschäftsordnung 
zahlen- oder quotenmäßig begrenzen. 5Er kann die 
Zuschaltmöglichkeit auch von weiteren Vorausset-
zungen abhängig machen, insbesondere von einer 
Verhinderung an der Teilnahme im Sitzungssaal. 6Bei 
einer Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung ist 
eine Teilnahme an Wahlen nicht möglich.

(2) Die Möglichkeit einer Sitzungsteilnahme mit-
tels Ton-Bild-Übertragung ist ausgeschlossen, soweit 
die Sitzung als solche oder Beratungsgegenstände 
nach Art. 56a Abs. 1 Satz 1 geheim zu halten sind 
oder nach den gemäß Art. 56a Abs. 2 zu beachten-
den Verwaltungsvorschriften und Richtlinien der Ge-
heimhaltung unterliegen.

(3) 1Der erste Bürgermeister und die Gemeinde-
ratsmitglieder müssen sich in der Sitzung gegenseitig 
optisch und akustisch wahrnehmen können. 2In öf-
fentlichen Sitzungen müssen per Ton-Bild-Übertra-
gung teilnehmende Gemeinderatsmitglieder zudem 
für die im Sitzungssaal anwesende Öffentlichkeit 
entsprechend wahrnehmbar sein. 3Für die Zwecke 
der Sätze 1 und 2 ist die Übertragung von Bild und 
Ton der an der Sitzung teilnehmenden Personen un-
abhängig davon zulässig, ob sie in die Übertragung 
einwilligen.

(4) 1Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, 
dass in ihrem Verantwortungsbereich die techni-
schen Voraussetzungen für eine Zuschaltung mittels 
Ton-Bild-Übertragung während der Sitzung durch-
gehend bestehen. 2Ist dies nicht der Fall oder steht 
nicht fest, ob eine Nichtzuschaltung in den Verant-
wortungsbereich der Gemeindeverwaltung oder des 
Gemeinderatsmitglieds fällt, darf die Sitzung nicht 
beginnen oder ist sie unverzüglich zu unterbrechen. 
3Ein Verstoß ist unbeachtlich, falls die zunächst nicht 
zugeschalteten Gemeinderatsmitglieder rügelos an 
der Beschlussfassung teilnehmen. 4Kommt eine Zu-
schaltung aus Gründen, die nicht im Verantwortungs-
bereich der Gemeinde liegen, nicht zu Stande oder 
wird sie unterbrochen, hat dies keine Auswirkung auf 
die Wirksamkeit eines ohne das betroffene Gemein-
deratsmitglied gefassten Beschlusses. 5Soweit sich 
eine Gemeinde darauf beschränkt, die Plattform zur 
audiovisuellen Zuschaltung zur Verfügung zu stellen, 
und entweder mindestens ein Gemeinderatsmitglied 
zugeschaltet ist oder ein Test bestätigt, dass eine 
Zuschaltmöglichkeit besteht, wird vermutet, dass 
der Grund für eine Nichtzuschaltung eines Gemein-
deratsmitglieds nicht im Verantwortungsbereich der 
Gemeinde liegt.

(5) 1Lässt eine Gemeinde eine Zuschaltung 
mittels Ton-Bild-Übertragung bei nichtöffentlichen 
Sitzungen zu, haben die zugeschalteten Gemein-
deratsmitglieder dafür Sorge zu tragen, dass die 
Übertragung in ihrem Verantwortungsbereich nur von 
ihnen wahrgenommen werden kann. 2Art. 20 Abs. 4 
Satz 1 gilt entsprechend.“

2. Nach Art. 120a wird folgender Art. 120b eingefügt:
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„Art. 120b

Weitere Erleichterungen  
anlässlich der Corona-Pandemie

(1) 1Abweichend von Art. 18 Abs. 1 und 2 Satz 1 
steht es im Ermessen des ersten Bürgermeisters, ob 
er im Jahr 2021 eine Bürgerversammlung durchführt. 
2Im Jahr 2021 nicht durchgeführte Bürgerversamm-
lungen sind bis 31. März 2022 nachzuholen. 

(2) 1Der Gemeinderat kann beschließen, dass ein 
Bürgerentscheid im Jahr 2021 ausschließlich durch 
briefliche Abstimmung durchgeführt wird. 2In diesem 
Fall werden Abstimmungsscheine mit Briefabstim-
mungsunterlagen an alle abstimmungsberechtigten 
Personen von Amts wegen ohne Antrag versandt.

(3) 1Der Gemeinderat kann den Einsetzungszeit-
raum eines Ferienausschusses für das Jahr 2021 ab-
weichend von Art. 32 Abs. 4 Satz 1 durch Beschluss 
auf drei Monate erhöhen. 2Für die Zeiträume, in de-
nen er keinen Ferienausschuss einsetzt, kann er für 
die Dauer von bis zu drei Monaten, längstens bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 2021, einen beschließen-
den Ausschuss einsetzen, der die Befugnisse eines 
Ferienausschusses nach Art. 32 Abs. 4 hat. 3Der 
Gemeinderat kann den Einsetzungszeitraum durch 
Beschluss um jeweils bis zu weitere drei Monate, 
längstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021, 
verlängern. 4Beschlüsse nach den Sätzen 1 bis 3 
bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der abstimmen-
den Mitglieder des Gemeinderats. 5Endet die vom 
Deutschen Bundestag auf Grund der Ausbreitung 
des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 festge-
stellte epidemische Lage von nationaler Tragweite 
nach den Bestimmungen des Infektionsschutzgeset-
zes, treten Beschlüsse nach den Sätzen 2 und 3 eine 
Woche nach dem Ende der epidemischen Lage mit 
Wirkung für die Zukunft außer Kraft.

(4) 1Die Zulassung im Sinn des Art. 47a Abs. 1 
Satz 1 kann für Sitzungen vor dem 1. Januar 2022 
auch durch Beschluss erfolgen. 2Der Beschluss be-
darf einer Zweidrittelmehrheit der abstimmenden Mit-
glieder des Gemeinderats.

(5) 1Abweichend von Art. 60a Abs. 1 Satz 1 
kann die Wahl eines Ortssprechers im Jahr 2021 
durch geheime briefliche Abstimmung erfolgen. 2In 
diesem Fall hat der erste Bürgermeister bekannt zu 
machen, dass eine Ortssprecherwahl stattfindet. 3In 
der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass 
alle Wahlberechtigten Briefwahlunterlagen von Amts 
wegen ohne Antrag erhalten, bis wann die wahlbe-
rechtigten Gemeindebürger Wahlvorschläge bei der  

Gemeinde einreichen können und bis wann die 
Wahlbriefe spätestens bei der Gemeinde eingehen 
müssen. 4Ferner sind Ort und Zeit der Auszählung 
bekannt zu geben. 5Vor Versand der Briefwahlun-
terlagen hat die Gemeinde zu prüfen, ob die vor-
geschlagenen Personen wählbar sind und sich zur 
Wahl stellen. 6Die Wahl findet ohne Bindung an vor-
geschlagene sich bewerbende Personen statt. 7Ge-
wählt ist, wer die meisten Stimmen erhält. 8Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los.“

3. Art. 122 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) Art. 47a tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2022 außer Kraft.“

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

c) Folgender Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Art. 120b tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2021 außer Kraft.“

§ 2

Änderung der  
Landkreisordnung

Die Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 826,  
BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 4 des Gesetzes 
vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 350) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. Art. 29 wird wie folgt geändert:

a) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Der Kreistag kann in der Geschäfts-
ordnung eine Ferienzeit bis zu sechs Wochen 
bestimmen. 2Für die Dauer der Ferienzeit ist ein 
Ferienausschuss nach den für beschließende 
Ausschüsse geltenden Vorschriften zu bilden, 
der alle Aufgaben erledigt, für die sonst der 
Kreistag, der Kreisausschuss oder ein anderer 
beschließender Ausschuss zuständig ist; Art. 30 
ist nicht anzuwenden. 3Der Ferienausschuss 
kann jedoch keine Aufgaben erledigen, die dem 
Werkausschuss obliegen oder kraft Gesetzes 
von besonderen Ausschüssen wahrgenommen 
werden müssen oder nach der Geschäftsord-
nung nicht vom Ferienausschuss wahrgenom-
men werden dürfen.“
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b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

2. Nach Art. 41 wird folgender Art. 41a eingefügt:

„Art. 41a

Sitzungsteilnahme durch  
Ton-Bild-Übertragung

(1) 1Kreisräte können an den Sitzungen des 
Kreistags mittels Ton-Bild-Übertragung teilnehmen, 
soweit der Kreistag dies in der Geschäftsordnung 
zugelassen hat. 2Der Beschluss bedarf einer Zwei-
drittelmehrheit der abstimmenden Mitglieder des 
Kreistags. 3Zugeschaltete Kreisräte gelten in die-
sem Fall als anwesend im Sinn von Art. 41 Abs. 2. 
4Der Kreistag kann die Anzahl der in einer Sitzung 
zuschaltbaren Kreisräte in der Geschäftsordnung 
zahlen- oder quotenmäßig begrenzen. 5Er kann die 
Zuschaltmöglichkeit auch von weiteren Vorausset-
zungen abhängig machen, insbesondere von einer 
Verhinderung an der Teilnahme im Sitzungssaal. 6Bei 
einer Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung ist 
eine Teilnahme an Wahlen nicht möglich.

(2) Die Möglichkeit einer Sitzungsteilnahme mit-
tels Ton-Bild-Übertragung ist ausgeschlossen, soweit 
die Sitzung als solche oder Beratungsgegenstände 
nach Art. 50a Abs. 1 Satz 1 geheim zu halten sind 
oder nach den gemäß Art. 50a Abs. 2 zu beachten-
den Verwaltungsvorschriften und Richtlinien der Ge-
heimhaltung unterliegen.

(3) 1Der Landrat und die Kreisräte müssen sich in 
der Sitzung gegenseitig optisch und akustisch wahr-
nehmen können. 2In öffentlichen Sitzungen müssen 
per Ton-Bild-Übertragung teilnehmende Kreisräte 
zudem für die im Sitzungssaal anwesende Öffentlich-
keit entsprechend wahrnehmbar sein. 3Für die Zwe-
cke der Sätze 1 und 2 ist die Übertragung von Bild 
und Ton der an der Sitzung teilnehmenden Personen 
unabhängig davon zulässig, ob sie in die Übertra-
gung einwilligen.

(4) 1Der Landkreis hat dafür Sorge zu tragen, 
dass in seinem Verantwortungsbereich die techni-
schen Voraussetzungen für eine Zuschaltung mittels 
Ton-Bild-Übertragung während der Sitzung durch-
gehend bestehen. 2Ist dies nicht der Fall oder steht 
nicht fest, ob eine Nichtzuschaltung in den Verant-
wortungsbereich des Landkreises oder des Kreis-
rates fällt, darf die Sitzung nicht beginnen oder ist 
sie unverzüglich zu unterbrechen. 3Ein Verstoß ist 
unbeachtlich, falls die zunächst nicht zugeschalte-
ten Kreisräte rügelos an der Beschlussfassung teil-
nehmen. 4Kommt eine Zuschaltung aus Gründen, 

die nicht im Verantwortungsbereich des Landkreises 
liegen, nicht zu Stande oder wird sie unterbrochen, 
hat dies keine Auswirkung auf die Wirksamkeit eines 
ohne den betroffenen Kreisrat gefassten Beschlus-
ses. 5Soweit sich ein Landkreis darauf beschränkt, 
die Plattform zur audiovisuellen Zuschaltung zur 
Verfügung zu stellen, und entweder mindestens 
ein Kreisrat zugeschaltet ist oder ein Test bestätigt, 
dass eine Zuschaltmöglichkeit besteht, wird vermu-
tet, dass der Grund für eine Nichtzuschaltung eines 
Kreisrates nicht im Verantwortungsbereich des Land-
kreises liegt.

(5) 1Lässt ein Kreistag eine Zuschaltung mittels 
Ton-Bild-Übertragung bei nichtöffentlichen Sitzungen 
zu, haben die zugeschalteten Kreisräte dafür Sorge 
zu tragen, dass die Übertragung in ihrem Verantwor-
tungsbereich nur von ihnen wahrgenommen werden 
kann. 2Art. 14 Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend.“

3. Nach Art. 106a wird folgender Art. 106b eingefügt:

„Art. 106b

Weitere Erleichterungen  
anlässlich der Corona-Pandemie

(1) 1Der Kreistag kann beschließen, dass ein 
Bürgerentscheid im Jahr 2021 ausschließlich durch 
briefliche Abstimmung durchgeführt wird. 2In diesem 
Fall werden Abstimmungsscheine mit Briefabstim-
mungsunterlagen an alle abstimmungsberechtigten 
Personen von Amts wegen ohne Antrag versandt.

(2) 1Der Kreistag kann den Einsetzungszeitraum 
eines Ferienausschusses für das Jahr 2021 abwei-
chend von Art. 29 Abs. 2 Satz 1 durch Beschluss auf 
drei Monate erhöhen. 2Für die Zeiträume, in denen er 
keinen Ferienausschuss einsetzt, kann er dem Kreis-
ausschuss für die Dauer von bis zu drei Monaten, 
längstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021, 
auch die Befugnisse eines Ferienausschusses 
nach Art. 29 Abs. 2 übertragen. 3Der Kreistag kann  
diese Übertragung durch Beschluss um jeweils bis 
zu weitere drei Monate, längstens bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2021, verlängern. 4Beschlüsse 
nach den Sätzen 1 bis 3 bedürfen einer Zweidrittel-
mehrheit der abstimmenden Mitglieder des Kreis-
tags. 5Endet die vom Deutschen Bundestag auf 
Grund der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus 
SARS-CoV-2 festgestellte epidemische Lage von 
nationaler Tragweite nach den Bestimmungen des 
Infektionsschutzgesetzes, treten Beschlüsse nach 
den Sätzen 2 und 3 eine Woche nach dem Ende 
der epidemischen Lage mit Wirkung für die Zukunft  
außer Kraft. 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 5/2021 77

(3) 1Die Zulassung im Sinn des Art. 41a Abs. 1 
Satz 1 kann für Sitzungen vor dem 1. Januar 2022 
auch durch Beschluss erfolgen. 2Der Beschluss be-
darf einer Zweidrittelmehrheit der abstimmenden Mit-
glieder des Kreistags.“

4. Art. 108 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) Art. 41a tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2022 außer Kraft.“

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

c) Folgender Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Art. 106b tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2021 außer Kraft.“

§ 3

Änderung der  
Bezirksordnung

Die Bezirksordnung (BezO) in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 850,  
BayRS 2020-4-2-I), die zuletzt durch § 5 des Gesetzes 
vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 350) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. Art. 28 wird wie folgt geändert:

a) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Der Bezirkstag kann in der Geschäfts-
ordnung eine Ferienzeit bis zu sechs Wochen 
bestimmen. 2Für die Dauer der Ferienzeit ist ein 
Ferienausschuss nach den für beschließende 
Ausschüsse geltenden Vorschriften zu bilden, 
der alle Aufgaben erledigt, für die sonst der Be-
zirkstag, der Bezirksausschuss oder ein anderer 
beschließender Ausschuss zuständig ist; Art. 29 
ist nicht anzuwenden. 3Der Ferienausschuss 
kann jedoch keine Aufgaben erledigen, die dem 
Werkausschuss obliegen oder kraft Gesetzes 
von besonderen Ausschüssen wahrgenommen 
werden müssen oder nach der Geschäftsord-
nung nicht vom Ferienausschuss wahrgenom-
men werden dürfen.“

b) Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden die Abs. 3 
und 4.

2. Nach Art. 38 wird folgender Art. 38a eingefügt:

„Art. 38a

Sitzungsteilnahme durch  
Ton-Bild-Übertragung

(1) 1Die Bezirksräte mit Ausnahme des Bezirks-
tagspräsidenten können an den Sitzungen des Be-
zirkstags mittels Ton-Bild-Übertragung teilnehmen, 
soweit der Bezirkstag dies in der Geschäftsordnung 
zugelassen hat. 2Der Beschluss bedarf einer Zwei-
drittelmehrheit der abstimmenden Bezirksräte. 3Zu-
geschaltete Bezirksräte gelten in diesem Fall als 
anwesend im Sinn von Art. 38 Abs. 1 Satz 2. 4Der 
Bezirkstag kann die Anzahl der in einer Sitzung zu-
schaltbaren Bezirksräte in der Geschäftsordnung 
zahlen- oder quotenmäßig begrenzen. 5Er kann die 
Zuschaltmöglichkeit auch von weiteren Vorausset-
zungen abhängig machen, insbesondere von einer 
Verhinderung an der Teilnahme im Sitzungssaal. 6Bei 
einer Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung ist 
eine Teilnahme an Wahlen nicht möglich.

(2) Die Möglichkeit einer Sitzungsteilnahme mit-
tels Ton-Bild-Übertragung ist ausgeschlossen, soweit 
die Sitzung als solche oder Beratungsgegenstände 
nach Art. 47a Abs. 1 Satz 1 geheim zu halten sind 
oder nach den gemäß Art. 47a Abs. 2 zu beachten-
den Verwaltungsvorschriften und Richtlinien der Ge-
heimhaltung unterliegen.

(3) 1Die Bezirksräte müssen sich in der Sitzung ge-
genseitig optisch und akustisch wahrnehmen können. 
2In öffentlichen Sitzungen müssen per Ton-Bild-Über-
tragung teilnehmende Bezirksräte zudem für die im 
Sitzungssaal anwesende Öffentlichkeit entsprechend 
wahrnehmbar sein. 3Für die Zwecke der Sätze 1 und 
2 ist die Übertragung von Bild und Ton der an der Sit-
zung teilnehmenden Personen unabhängig davon zu-
lässig, ob sie in die Übertragung einwilligen.

(4) 1Der Bezirk hat dafür Sorge zu tragen, dass 
in seinem Verantwortungsbereich die technischen 
Voraussetzungen für eine Zuschaltung mittels 
Ton-Bild-Übertragung während der Sitzung durchge-
hend bestehen. 2Ist dies nicht der Fall oder steht nicht 
fest, ob eine Nichtzuschaltung in den Verantwor-
tungsbereich des Bezirks oder des Bezirksrats fällt, 
darf die Sitzung nicht beginnen oder ist sie unver-
züglich zu unterbrechen. 3Ein Verstoß ist unbeacht-
lich, falls die zunächst nicht zugeschalteten Bezirks-
räte rügelos an der Beschlussfassung teilnehmen. 
4Kommt eine Zuschaltung aus Gründen, die nicht 
im Verantwortungsbereich des Bezirks liegen, nicht 
zu Stande oder wird sie unterbrochen, hat dies kei-
ne Auswirkung auf die Wirksamkeit eines ohne den  
betroffenen Bezirksrat gefassten Beschlusses.  
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5Soweit sich ein Bezirk darauf beschränkt, die Platt-
form zur audiovisuellen Zuschaltung zur Verfügung 
zu stellen, und entweder mindestens ein Bezirksrat 
zugeschaltet ist oder ein Test bestätigt, dass eine 
Zuschaltmöglichkeit besteht, wird vermutet, dass der 
Grund für eine Nichtzuschaltung eines Bezirksrats 
nicht im Verantwortungsbereich des Bezirks liegt.

(5) 1Lässt ein Bezirkstag eine Zuschaltung mittels 
Ton-Bild-Übertragung bei nichtöffentlichen Sitzungen 
zu, haben die zugeschalteten Bezirksräte dafür Sor-
ge zu tragen, dass die Übertragung in ihrem Verant-
wortungsbereich nur von ihnen wahrgenommen wer-
den kann. 2Art. 14 Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend.“

3. Nach Art. 101a wird folgender Art. 101b eingefügt:

„Art. 101b

Weitere Erleichterungen  
anlässlich der Corona-Pandemie

(1) 1Der Bezirkstag kann den Einsetzungszeit-
raum eines Ferienausschusses für das Jahr 2021 
abweichend von Art. 28 Abs. 2 Satz 1 durch Be-
schluss auf drei Monate erhöhen. 2Für die Zeiträume, 
in denen er keinen Ferienausschuss einsetzt, kann er 
dem Bezirksausschuss für die Dauer von bis zu drei 
Monaten, längstens bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2021, auch die Befugnisse eines Ferienausschus-
ses nach Art. 28 Abs. 2 übertragen. 3Der Bezirkstag 
kann diese Übertragung durch Beschluss um jeweils 
bis zu weitere drei Monate, längstens bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2021, verlängern. 4Beschlüsse 
nach den Sätzen 1 bis 3 bedürfen einer Zweidrittel-
mehrheit der abstimmenden Bezirksräte. 5Endet die 
vom Deutschen Bundestag auf Grund der Ausbrei-
tung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 fest-
gestellte epidemische Lage von nationaler Tragweite 
nach den Bestimmungen des Infektionsschutzgeset-
zes, treten Beschlüsse nach den Sätzen 2 und 3 eine 
Woche nach dem Ende der epidemischen Lage mit 
Wirkung für die Zukunft außer Kraft. 

(2) 1Die Zulassung im Sinn des Art. 38a Abs. 1 
Satz 1 kann für Sitzungen vor dem 1. Januar 2022 
auch durch Beschluss erfolgen. 2Der Beschluss be-
darf einer Zweidrittelmehrheit der abstimmenden  
Bezirksräte.“

4. Art. 103 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) Art. 38a tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2022 außer Kraft.“

b) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

c) Folgender Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Art. 101b tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2021 außer Kraft.“

§ 4

Änderung des  
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit

Das Gesetz über die kommunale Zusammenar-
beit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995 S. 98, BayRS  
2020-6-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 43 der Verord-
nung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2. In Art. 29 Satz 2 wird nach dem Wort „Verbandsaus-
schuß“ das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und 
nach dem Wort „Ausschüsse“ werden die Wörter 
„und ein Ferienausschuss“ eingefügt.

3. Art. 30 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird nach dem Wort „Gemeindeord-
nung“ die Angabe „(GO)“ eingefügt. 

b) In Satz 3 Halbsatz 1 werden die Wörter „der Ge-
meindeordnung“ durch die Angabe „GO“ ersetzt.

4. Nach Art. 33 wird folgender Art. 33a eingefügt:

„Art. 33a

Sitzungsteilnahme durch  
Ton-Bild-Übertragung

(1) 1Verbandsräte können an den Sitzungen der 
Verbandsversammlung mittels Ton-Bild-Übertragung 
teilnehmen, soweit dies in der Verbandssatzung zu-
gelassen wird. 2Der Beschluss bedarf einer Zweidrit-
telmehrheit der abgegebenen Stimmen. 3Zugeschal-
tete Verbandsräte gelten in diesem Fall als anwesend 
im Sinn von Art. 33 Abs. 1 Satz 1. 4In der Verbands-
satzung kann die Anzahl der in einer Sitzung zu-
schaltbaren Verbandsräte zahlen- oder quotenmäßig 
begrenzt werden. 5Sie kann die Zuschaltmöglichkeit 
auch von weiteren Voraussetzungen abhängig ma-
chen, insbesondere von einer Verhinderung der 
Teilnahme im Sitzungssaal. 6Bei einer Zuschaltung 
mittels Ton-Bild-Übertragung ist eine Teilnahme an 
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Wahlen nicht möglich.

(2) 1Die Möglichkeit einer Sitzungsteilnahme mit-
tels Ton-Bild-Übertragung ist ausgeschlossen, soweit 
die Sitzung als solche oder Beratungsgegenstände 
geheim zu halten sind oder nach den zu beachten-
den Verwaltungsvorschriften und Richtlinien der Ge-
heimhaltung unterliegen. 2Art. 56a Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 GO gilt entsprechend.

(3) 1Der Verbandsvorsitzende und die Verbands-
räte müssen sich in der Sitzung gegenseitig optisch 
und akustisch wahrnehmen können. 2In öffentlichen 
Sitzungen müssen per Ton-Bild-Übertragung teilneh-
mende Verbandsräte zudem für die im Sitzungssaal 
anwesende Öffentlichkeit entsprechend wahrnehm-
bar sein. 3Für die Zwecke der Sätze 1 und 2 ist die 
Übertragung von Bild und Ton der an der Sitzung teil-
nehmenden Personen unabhängig davon zulässig, 
ob sie in die Übertragung einwilligen.

(4) 1Der Zweckverband hat dafür Sorge zu tra-
gen, dass in seinem Verantwortungsbereich die 
technischen Voraussetzungen für eine Zuschaltung 
mittels Ton-Bild-Übertragung während der Sitzung 
durchgehend bestehen. 2Ist dies nicht der Fall oder 
steht nicht fest, ob eine Nichtzuschaltung in den Ver-
antwortungsbereich des Zweckverbands oder des 
Verbandsrats fällt, darf die Sitzung nicht beginnen 
oder ist sie unverzüglich zu unterbrechen. 3Ein Ver-
stoß ist unbeachtlich, falls die zunächst nicht zuge-
schalteten Verbandsräte rügelos an der Beschluss-
fassung teilnehmen. 4Kommt eine Zuschaltung aus 
Gründen, die nicht im Verantwortungsbereich des 
Zweckverbands liegen, nicht zu Stande oder wird 
sie unterbrochen, hat dies keine Auswirkung auf die 
Wirksamkeit eines ohne den betroffenen Verbands-
rat gefassten Beschlusses. 5Soweit sich ein Zweck-
verband darauf beschränkt, die Plattform zur audio-
visuellen Zuschaltung zur Verfügung zu stellen, und 
entweder mindestens ein Verbandsrat zugeschaltet 
ist oder ein Test bestätigt, dass eine Zuschaltmög-
lichkeit besteht, wird vermutet, dass der Grund für 
eine Nichtzuschaltung eines Verbandsrats nicht im 
Verantwortungsbereich des Zweckverbands liegt.

(5) 1Lässt die Zweckverbandssatzung eine Zu-
schaltung mittels Ton-Bild-Übertragung bei nichtöf-
fentlichen Sitzungen zu, haben die zugeschalteten 
Verbandsräte dafür Sorge zu tragen, dass die Über-
tragung in ihrem Verantwortungsbereich nur von ih-
nen wahrgenommen werden kann. 2Art. 20 Abs. 4 
Satz 1 GO gilt entsprechend.

(6) 1Die Zulassung im Sinne des Abs. 1 Satz 1 
kann für Sitzungen vor dem 1. Januar 2022 auch 

durch Beschluss der Verbandsversammlung erfol-
gen. 2Der Beschluss bedarf einer Zweidrittelmehrheit 
der abgegebenen Stimmen.“

5. Art. 34 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „Ausschuß“ die 
Wörter „ , ein Ferienausschuss“ eingefügt. 

b) Folgender Abs. 3 wird angefügt:

„(3) 1Soweit in der Verbandssatzung nichts 
anderes geregelt ist, gilt für die Bildung von Feri-
enausschüssen Art. 32 Abs. 4 GO entsprechend. 
2Art. 29 Satz 2 bleibt unberührt.“

6. Nach Art. 34 wird folgender Art. 34a eingefügt:

„Art. 34a

Weitere Erleichterungen  
anlässlich der Corona-Pandemie

1Die Verbandsversammlung kann den Einset-
zungszeitraum eines Ferienausschusses für das Jahr 
2021 abweichend von Art. 34 Abs. 3 in Verbindung 
mit Art. 32 Abs. 4 Satz 1 GO durch Beschluss auf 
drei Monate erhöhen. 2Für die Zeiträume, in denen 
sie keinen Ferienausschuss einsetzt, kann sie für die 
Dauer von bis zu drei Monaten, längstens bis zum Ab-
lauf des 31. Dezember 2021, einen beschließenden 
Ausschuss einsetzen, der die Befugnisse eines Feri-
enausschusses nach Art. 34 Abs. 3 in Verbindung mit 
Art. 32 Abs. 4 GO hat. 3Die Verbandsversammlung 
kann den Einsetzungszeitraum nach Satz 2 durch 
Beschluss um jeweils bis zu weitere drei Monate, 
längstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021, 
verlängern. 4Beschlüsse nach den Sätzen 1 bis 3 
bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 
Stimmen. 5Endet die vom Deutschen Bundestag auf 
Grund der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus 
SARS-CoV-2 festgestellte epidemische Lage von 
nationaler Tragweite nach den Bestimmungen des 
Infektionsschutzgesetzes, treten Beschlüsse nach 
den Sätzen 2 und 3 eine Woche nach dem Ende 
der epidemischen Lage mit Wirkung für die Zukunft  
außer Kraft.“

7. Art. 55 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Abs. 1.

b) Folgende Abs. 2 und 3 werden angefügt:

„(2) Art. 33a Abs. 6 und Art. 34a treten mit 
Ablauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft.
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(3) Art. 33a Abs. 1 bis 5 tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2022 außer Kraft.“

§ 5

Änderung des  
Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes

Das Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz (GLKrWG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 
2006 (GVBl. S. 834, BayRS 2021-1/2-I), das zuletzt durch 
Art. 9a Abs. 2 des Gesetzes vom 25. März 2020 (GVBl. 
S. 174) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2. Nach Art. 60a wird folgender Art. 60b eingefügt:

„Art. 60b

Sonderregelungen im Jahr 2021 für  
Gemeinde- und Landkreiswahlen

(1) 1Die Auswahl der sich bewerbenden Perso-
nen für Gemeinde- und Landkreiswahlen kann bis 
31. Dezember 2021 abweichend von Art. 29 Abs. 1 
Satz 1 sowie den Regelungen einer Satzung oder 
sonstiger schriftlich niedergelegter Organisationsbe-
stimmungen durch geheime briefliche Abstimmung 
erfolgen, an der mindestens drei Abstimmungsbe-
rechtigte teilnehmen müssen. 2Eine Stichwahl findet 
nicht statt. 3Erfolgt die Durchführung in einem schriftli-
chen Verfahren, muss die Einberufung geeignet sein, 
alle Teilnahmeberechtigten davon zu unterrichten, 
dass sich bewerbende Personen aufgestellt werden 
sollen. 4Ist der Kreis der Anhänger eines Wahlvor-
schlagsträgers nicht bestimmbar, kann die Teilnah-
meberechtigung nach vorheriger, mit der öffentlichen 
Einberufung erfolgter öffentlicher Aufforderung von 
einer Rückmeldung in Textform bis zum Tag vor dem 
Abstimmungsende abhängig gemacht werden. 5Ab-
weichend von Art. 29 Abs. 3 Satz 2 ist den Teilnah-
meberechtigten Gelegenheit zu geben, schriftliche 
Vorschläge zu sich bewerbenden Personen in Text-
form einzureichen. 6Hierauf ist in der Einberufung, die 
spätestens am dritten Tag vor dem Tag, an dem die 
schriftlichen Vorschläge eingegangen sein müssen, 
veröffentlicht oder zugegangen sein muss, hinzuwei-
sen. 7Abweichend von Art. 29 Abs. 3 Satz 3 müssen 
sich bewerbende Personen mit der Übersendung der 
schriftlichen Unterlagen zur brieflichen Abstimmung 
die Möglichkeit erhalten, sich und ihr Programm vor-
stellen zu können. 8Den Abstimmungsberechtigten 
ist mindestens ein Zeitraum von sieben Tagen für 
die Rücksendung der Abstimmungsunterlagen einzu-

räumen. 9An die Stelle des Zeitpunkts des Zusam-
mentritts nach Art. 29 Abs. 2 Satz 1 tritt der Ablauf 
desjenigen Tages, der vom Wahlvorschlagsträger als 
letztmöglicher Tag für den Eingang brieflicher Abstim-
mungsunterlagen bestimmt wird. 10Abweichend von 
Art. 29 Abs. 5 Satz 2 ist die Niederschrift von der das 
Verfahren leitenden Person und zwei wahlberechtig-
ten, am Aufstellungsverfahren teilnehmenden Perso-
nen zu unterschreiben. 11Der Niederschrift muss eine 
Liste beigefügt sein, aus der die an der geheimen 
brieflichen Abstimmung teilnehmenden Personen er-
sichtlich sind. 

(2) Ein Wahlvorschlag eines neuen Wahlvor-
schlagsträgers, der bis 31. Dezember 2021 für Ge-
meinde- und Landkreiswahlen eingereicht wird, be-
darf abweichend von Art. 27 Abs. 1 Satz 1 keiner 
zusätzlichen Unterstützungsunterschriften.

(3) 1Die Rechtsaufsichtsbehörde kann im Ein-
vernehmen mit der für den Vollzug des Infektions-
schutzgesetzes zuständigen Stelle anordnen, dass 
eine Gemeinde- oder Landkreiswahl bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2021 ausschließlich als Brief-
wahl durchzuführen ist. 2Ordnet dies die Rechtsauf-
sichtsbehörde innerhalb von drei Wochen vor dem 
nach Art. 44 Abs. 1 Satz 1 festgesetzten Wahltag 
an, kann sie die Wahl auf einen der drei auf den 
festgesetzten Wahltag folgenden Sonntage ver-
legen. 3Die Verlegung ist öffentlich bekannt zu  
machen.

(4) Für den Fall, dass die Wahl ausschließlich als 
Briefwahl durchgeführt wird, 

1. können die Wahlbehörden die erforderlichen 
Änderungen in den Anlagen nach § 101 der Ge-
meinde- und Landkreiswahlordnung vornehmen,

2. sind die Wahlscheine mit den Briefwahlunterla-
gen abweichend von Art. 13 Abs. 1 an alle wahl-
berechtigten Personen von Amts wegen ohne 
Antrag zu versenden und

3. findet die Stichwahl abweichend von Art. 46 
Abs. 1 Satz 2 am dritten Sonntag nach dem 
Wahltag statt.“

§ 6

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 17. März 2021 in Kraft.

(2) Abweichend von Abs. 1 treten 
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1. § 2 Nr. 1, § 3 Nr. 1 und § 4 Nr. 2 und 5 mit Wir-
kung vom 1. Januar 2021 sowie

2. § 1 Nr. 1 und 2, § 2 Nr. 2 und 3, § 3 Nr. 2 und 3, 
§ 4 Nr. 4 und 6 sowie § 5 Nr. 2 mit Wirkung vom 
12. Februar 2021 in Kraft. 

München, den 9. März 2021

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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2038-3-3-11-J

Verordnung 
zur Änderung der  

Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Juristen

vom 25. Februar 2021

Auf Grund des Art. 22 Abs. 6 Halbsatz 2 und des 
Art. 67 Satz 1 Nr. 2 und 3 des Leistungslaufbahngesetzes 
(LlbG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 571, BayRS 
2030-1-4-F), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Juli 2020 
(GVBl. S. 368) geändert worden ist, verordnen die Baye-
rischen Staatsministerien der Justiz, des Innern, für Sport 
und Integration, für Wissenschaft und Kunst, der Finan-
zen und für Heimat sowie für Familie, Arbeit und Soziales 
mit Zustimmung des Bayerischen Landespersonalaus-
schusses:

§ 1

In § 37 Abs. 6 der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für Juristen (JAPO) vom 13. Oktober 2003 (GVBl. 
S. 758, BayRS 2038-3-3-11-J), die zuletzt durch Ver-
ordnung vom 18. Dezember 2020 (GVBl. 2021 S. 4) 
geändert worden ist, wird das Wort „wird“ durch die 
Wörter „und das Wintersemester 2020/2021 werden“  
ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. April 2021 in Kraft.

München, den 22. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Georg E i s e n r e i c h , Staatsminister

München, den 23. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Sport und Integration

Joachim H e r r m a n n , Staatsminister

München, den 25. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium  
für Wissenschaft und Kunst

Bernd S i b l e r , Staatsminister

München, den 25. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium  
der Finanzen und für Heimat

Albert F ü r a c k e r , Staatsminister

München, den 25. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium  
für Familie, Arbeit und Soziales

Carolina T r a u t n e r , Staatsministerin
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2038-3-4-1-1-K

Verordnung 
zur Änderung der  

Lehramtsprüfungsordnung I

vom 25. Februar 2021

Auf Grund des Art. 26 Abs. 2 des Bayerischen Leh-
rerbildungsgesetzes (BayLBG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. Dezember 1995 (GVBl. 1996 
S. 16, 40, BayRS 2238-1-K), das zuletzt durch Gesetz 
vom 5. November 2019 (GVBl. S. 618) geändert wor-
den ist, in Verbindung mit Art. 22 Abs. 6 Halbsatz 2 des 
Leistungslaufbahngesetzes (LlbG) vom 5. August 2010  
(GVBl. S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F), das zuletzt durch 
Gesetz vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 368) geändert wor-
den ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus im Benehmen mit dem Bayerischen 
Landespersonalausschuss:

§ 1

Die Lehramtsprüfungsordnung I (LPO I) vom 13. März 
2008 (GVBl. S. 180, BayRS 2038-3-4-1-1-K), die zuletzt 
durch Verordnung vom 12. November 2020 (GVBl. S. 629) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 39 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3. durch das Studium, das zu einer sonderpä-
dagogischen Qualifikation oder einer päda-
gogischen Qualifikation als Beratungslehr-
kraft führt.“

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Schwerpunkt“ 
die Wörter „ , durch das Studium des Fachs 
Deutsch als Zweitsprache als pädagogische 
Qualifikation, durch das Studium einer fremd-
sprachlichen Qualifikation, durch das Studium 
der Medienpädagogik, durch das Studium des 
Darstellenden Spiels oder durch das Studium des 
Fachs Individuelle Förderung von Schülerinnen  
und Schülern“ eingefügt.

2. § 90 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Erste Staatsprüfung kann in folgenden 
Kombinationen sonderpädagogischer Fachrichtungen 
abgelegt werden:

1. Gehörlosenpädagogik (vertieft studiert) mit Schwer- 

hörigenpädagogik (Qualifizierungsstudium),

2. Geistigbehindertenpädagogik (vertieft studiert) 
mit Gehörlosenpädagogik, Körperbehinderten-
pädagogik, Lernbehindertenpädagogik, Schwer-
hörigenpädagogik, Pädagogik bei Sehbeeinträch-
tigungen, Sprachheilpädagogik oder Pädagogik 
bei Verhaltensstörungen (jeweils Qualifizierungs-
studium),

3. Körperbehindertenpädagogik (vertieft studiert) mit 
Geistigbehindertenpädagogik, Lernbehinderten-
pädagogik, Pädagogik bei Sehbeeinträchtigun-
gen, Sprachheilpädagogik oder Pädagogik bei 
Ver haltensstörungen (jeweils Qualifizierungsstu-
dium),

4. Lernbehindertenpädagogik (vertieft studiert) mit 
Gehörlosenpädagogik, Geistigbehindertenpäda-
gogik, Körperbehindertenpädagogik, Schwerhör i - 
genpädagogik, Pädagogik bei Sehbeeinträchti-
gungen, Sprachheilpädagogik oder Pädagogik 
bei Verhaltensstörungen (jeweils Qualifizierungs-
studium),

5. Schwerhörigenpädagogik (vertieft studiert) mit 
Gehörlosenpädagogik (Qualifizierungsstudium), 

6. Pädagogik bei Sehbeeinträchtigungen (vertieft 
studiert) mit Gehörlosenpädagogik, Geistigbehin-
dertenpädagogik, Körperbehindertenpädagogik, 
Lernbehindertenpädagogik, Schwerhörigenpäda- 
go gik, Sprachheilpädagogik oder Pädagogik bei 
Verhaltensstörungen (jeweils Qualifizierungsstu-
dium),

7. Sprachheilpädagogik (vertieft studiert) mit Gehör - 
losenpädagogik, Geistigbehindertenpädago gik, 
Kör perbehindertenpädagogik, Lernbehinder ten pä - 
dagogik, Schwerhörigenpädagogik, Pä da go gik 
bei Sehbeeinträchtigungen oder Pädagogik bei 
Verhaltensstörungen (jeweils Qualifizierungsstu-
dium),

8. Pädagogik bei Verhaltensstörungen (vertieft stu-
diert) mit Geistigbehindertenpädagogik, Gehörlo-
senpädagogik, Körperbehindertenpädagogik, Lern - 
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behindertenpädagogik, Schwerhörigenpäda gogik,  
Pädagogik bei Sehbeeinträchtigungen oder 
Sprach heilpädagogik (jeweils Qualifizierungsstu-
dium).“

3. Nach § 98 wird folgender § 98a eingefügt:

„§ 98a

Pädagogik bei  
Sehbeeinträchtigungen – vertieftes Studium  

(Förderschwerpunkt Sehen)

(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen

Nachweis von

1. mindestens 10 Leistungspunkten aus der Allge-
meinen Heil-, Sonder- und Inklusionspädagogik,

2. mindestens 25 Leistungspunkten aus der Pä-
dagogik bei Sehbeeinträchtigungen und Bezugs-
wissenschaften,

3. mindestens 25 Leistungspunkten aus der Didak-
tik im Förderschwerpunkt Sehen,

4. mindestens 15 Leistungspunkten aus der Psycho-
logie im Förderschwerpunkt Sehen einschließlich 
Förderdiagnostik.

(2) Inhaltliche Prüfungsanforderungen

1. Allgemeine Heil-, Sonder- und Inklusionspädago-
gik,

2. Pädagogik bei Sehbeeinträchtigungen und Be-
zugswissenschaften,

3. Didaktik im Förderschwerpunkt Sehen,

4. Psychologie im Förderschwerpunkt Sehen ein-
schließlich Förderdiagnostik.

(3) Prüfungsteile

S c h r i f t l i c h e  Prüfung

1. Eine Aufgabe aus der Pädagogik bei Sehbeein-
trächtigungen oder aus der Didaktik im Förder-
schwerpunkt Sehen
(Bearbeitungszeit: 4 Stunden); 

zwei Themen werden zur Wahl gestellt;

2. eine Aufgabe aus der Psychologie im Förder-

schwerpunkt Sehen einschließlich Förderdiag-
nostik
(Bearbeitungszeit: 4 Stunden); 

zwei Themen werden zur Wahl gestellt.“

4. Nach § 107 wird folgender § 107a eingefügt:

„§ 107a

Pädagogik bei  
Sehbeeinträchtigungen – Qualifizierungsstudium  

(Förderschwerpunkt Sehen)

(1) Fachliche Zulassungsvoraussetzungen

Nachweis von

1. mindestens 10 Leistungspunkten aus dem Be-
reich Pädagogik bei Sehbeeinträchtigungen und 
Bezugswissenschaften,

2. mindestens 10 Leistungspunkten aus der Didak-
tik im Förderschwerpunkt Sehen.

(2) Inhaltliche Prüfungsanforderungen

1. Pädagogik bei Sehbeeinträchtigungen und Be-
zugswissenschaften,

2. Didaktik im Förderschwerpunkt Sehen.

(3) Prüfungsteile

S c h r i f t l i c h e  Prüfung

Eine Aufgabe aus der Pädagogik bei Sehbeeinträch-
tigungen und Bezugswissenschaften oder aus der 
Didaktik im Förderschwerpunkt Sehen
(Bearbeitungszeit: 4 Stunden); 

zwei Themen werden zur Wahl gestellt.

(4) Nichtbestehen der Prüfung

Für das Nichtbestehen der Prüfung gilt die Regelung 
in § 32 Abs. 5 entsprechend, außer im Falle der Er-
weiterung nach § 101 Satz 1 und 2.“

5. § 123 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.

b) Die Abs. 3 bis 11 werden die Abs. 2 bis 10.

6. § 124 wird wie folgt geändert:
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a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „6“ durch die 
Angabe „5“ ersetzt.

b) In Abs. 2 werden die Wörter „oder Herbst 2020“ 
durch die Wörter „ , Herbst 2020 oder Frühjahr 
2021“ ersetzt.

c) Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Wird die Erste Staatsprüfung zum Prüfungster-
min Frühjahr 2020, Herbst 2020 oder Frühjahr 
2021 als Wiederholung bei Nichtbestehen (§ 14) 
oder als Wiederholung zur Notenverbesserung 
(§ 15) abgelegt, so kann diese Prüfung abwei-
chend von § 14 Abs. 1 Satz 1, § 15 Abs. 1 Satz 1, 
§ 57 Abs. 6 und 7 sowie § 83 Abs. 6 und 7 ein 
weiteres Mal wiederholt werden.“

d) In Abs. 4 Satz 1 und 3 werden jeweils nach der 
Angabe „Frühjahr 2020“ die Wörter „oder Früh-
jahr 2021“ eingefügt.

e) Abs. 6 wird aufgehoben.

7. § 125 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach den Wörtern 
„Sommersemester 2020“ die Wörter „und Win-
tersemester 2020/2021“ eingefügt.

b) In Abs. 1 und 2 werden jeweils die Wörter „wird 
das Sommersemester 2020“ durch die Wörter 
„werden das Sommersemester 2020 und das 
Wintersemester 2020/2021“ ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 17. März 2021 in Kraft. 

München, den 25. Februar 2021

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Dr. Michael P i a z o l o , Staatsminister
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2038-3-4-8-11-K, 2038-3-4-8-10-K, 2038-3-4-9-3-K

Verordnung 
zur Änderung der 

Lehramtsprüfungsordnung II und  
weiterer Rechtsvorschriften

vom 26. Februar 2021

Auf Grund 

 – des Art. 22 Abs. 6 Halbsatz 2 des Leistungslaufbahn-
gesetzes (LlbG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 
571, BayRS 2030-1-4-F), das zuletzt durch Gesetz 
vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 368) geändert worden 
ist, und 

 – des Art. 26 Abs. 2 des Bayerischen Lehrerbildungs-
gesetzes (BayLBG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. Dezember 1995 (GVBl. 1996 S. 16, 
40, BayRS 2238-1-K), das zuletzt durch Gesetz vom 
5. November 2019 (GVBl. S. 618) geändert worden 
ist, 

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus im Benehmen mit dem Bayerischen Lan-
despersonalausschuss:

§ 1

Änderung der  
Lehramtsprüfungsordnung II

§ 41 Abs. 1 der Lehramtsprüfungsordnung II 
(LPO II) vom 28. Oktober 2004 (GVBl. S. 428, BayRS  
2038-3-4-8-11-K), die zuletzt durch § 1 der Verordnung 
vom 12. Februar 2021 (GVBl. S. 62) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 wird im Satzteil nach Nr. 4 die Angabe 
„Abs. 1 Satz 2 und 3“ durch die Angabe „Abs. 1 
Satz 3 und 4“ ersetzt.

2. Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Das Staatsministerium kann ferner anordnen, dass 
abweichend von § 21 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 an 
die Stelle noch nicht abgelegter Prüfungslehrproben 
Prüfungsgespräche auf der Grundlage des nach 
Abs. 2 Satz 1 übermittelten Entwurfs treten, soweit 
Prüfungslehrproben aufgrund der COVID-19-Pande-
mie nicht zeitgerecht stattfinden können.“

3. Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3  

und 4.

§ 2

Änderung der  
Zulassungs-, Ausbildungs- und  

Prüfungsordnung (II. Lehramtsprüfung)  
der Fachlehrer 

§ 29 Abs. 1 der Zulassungs-, Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung (II. Lehramtsprüfung) der Fachlehrer 
(ZAPO-F II) vom 12. Dezember 1996 (GVBl. S. 562, 1997 
S. 23, BayRS 2038-3-4-8-10-K), die zuletzt durch § 2 der 
Verordnung vom 12. Februar 2021 (GVBl. S. 62) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 wird die Angabe „Abs. 1 Satz 2 und 3“ durch 
die Angabe „Abs. 1 Satz 3 und 4“ ersetzt.

2. Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Das Staatsministerium kann ferner anordnen, dass 
abweichend von § 16 Abs. 1 und 2 an die Stelle noch 
nicht abgelegter Prüfungslehrproben Prüfungsge-
spräche auf der Grundlage des nach Abs. 2 Satz 1 
übermittelten Entwurfs treten, soweit Prüfungslehr-
proben aufgrund der COVID-19-Pandemie nicht zeit-
gerecht stattfinden können.“

3. Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3  
und 4.

§ 3

Änderung der  
Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für die Zweite Prüfung der  
Förderlehrerinnen und Förderlehrer 

Die Förderlehrerprüfungsordnung II (ZAPO/FöL II) 
vom 15. Juli 2011 (GVBl. S. 387, BayRS 2038-3-4-9-3-K),  
die zuletzt durch § 2 der Verordnung vom 24. April 2020 
(GVBl. S. 246) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:
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1. § 24 wird wie folgt gefasst:

‚§ 24 

Ablegung der  
schulpraktischen Prüfungen

(1) 1Das Staatsministerium kann anordnen, dass 
abweichend von § 13 Abs. 1 und 2 an die Stelle noch 
nicht abgelegter schulpraktischer Prüfungen Prü-
fungsgespräche auf der Grundlage der nach Abs. 2 
selbstständig abgefassten Ausarbeitungen treten, 
soweit schulpraktische Prüfungen aufgrund der  
COVID-19-Pandemie nicht zeitgerecht stattfinden 
können. 2Das Prüfungsgespräch dauert 60 Minuten 
und umfasst die Förderlehrertätigkeit mit Schüler-
gruppen in den Fächern Deutsch und Mathematik. 
3§ 13 Abs. 3, 4, 6 und 7 gilt entsprechend. 

(2) 1Abweichend von § 13 Abs. 5 hat die Prü-
fungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer am 
Tag vor dem Prüfungsgespräch der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden der Prüfungskommission bis 
12:00 Uhr auf elektronischem Weg selbständig ab-
gefasste Ausarbeitungen zu übermitteln, aus denen 
die Inhalte und der Ablauf der vorbereiteten Unter-
richtsstunden ersichtlich sind. 2Der Eingang der Aus-
arbeitungen ist der Prüfungsteilnehmerin oder dem 
Prüfungsteilnehmer bis spätestens 18:00 Uhr dessel-
ben Tages elektronisch zu bestätigen. 3Am Prüfungs-
tag vor Beginn des Prüfungsgesprächs hat die Prü-
fungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer der 
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der Prüfungs-
kommission eine schriftliche Fassung dieser Ausar-
beitungen mit einer Versicherung auszuhändigen, 
dass die Ausarbeitungen ohne fremde Hilfe angefer-

tigt wurden, die Inhalte in Schülergruppen noch nicht 
behandelt wurden und die schriftliche Fassung der 
Ausarbeitungen mit der vorab übermittelten elektro-
nischen Fassung übereinstimmt. 4Erweist sich diese 
Versicherung als unwahr, liegt ein Beeinflussungs-
versuch im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 2 vor. 5Werden 
die elektronisch übermittelten oder schriftlichen Aus-
arbeitungen aus einem von der Prüfungsteilnehmerin 
oder dem Prüfungsteilnehmer zu vertretenden Grund 
nicht zum jeweils in Satz 1 und Satz 3 angegebenen 
Zeitpunkt übermittelt oder ausgehändigt, findet das 
Prüfungsgespräch nicht statt und gilt als mit der Note 
„ungenügend“ abgelegt. 

(3) Die Note aus dem Prüfungsgespräch tritt an 
die Stelle der Note der schulpraktischen Prüfung.‘

2. § 25 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) § 24 tritt am 31. Dezember 2021 außer Kraft.“

§ 4

Inkraftreten

Diese Verordnung tritt am 17. März 2021 in Kraft.

München, den 26. Februar 2021 

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Prof. Dr. Michael P i a z o l o , Staatsminister
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2126-1-15-G

Verordnung  
zur Änderung der  

Elften Bayerischen  
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung

vom 24. Februar 2021

Die Verordnung wurde nach Nr. 2 Satz 2 und 3 der 
Veröffentlichungsbekanntmachung im Bayerischen Minis-
terialblatt Nr. 149 vom 24. Februar 2021 bekannt gemacht. 
Die Begründung hierzu wurde im Bayerischen Ministerial-
blatt Nr. 150 vom 24. Februar 2021 veröffentlicht.

2126-1-16-G

Zwölfte Bayerische  
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 

(12. BayIfSMV)

vom 5. März 2021

Die Verordnung wurde nach Nr. 2 Satz 2 und 3 der 
Veröffentlichungsbekanntmachung im Bayerischen Minis-
terialblatt Nr. 171 vom 5. März 2021 bekannt gemacht. Die 
Begründung hierzu wurde im Bayerischen Ministerialblatt 
Nr. 172 vom 5. März 2021 veröffentlicht.
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2126-1-6-G

Verordnung  
zur Änderung der  

Einreise-Quarantäneverordnung

vom 5. März 2021

Die Verordnung wurde nach Nr. 2 Satz 2 und 3 der 
Veröffentlichungsbekanntmachung im Bayerischen Minis-
terialblatt Nr. 169 vom 5. März 2021 bekannt gemacht. Die 
Begründung hierzu wurde im Bayerischen Ministerial blatt 
Nr. 170 vom 5. März 2021 veröffentlicht.
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